
ENDSPIEL UM
DEN BREXIT

Am morgigen Dienstag
stimmt das britische Unter-
haus über den Brexit-Deal
ab, den die Regierung von
Premierministerin Theresa
May mit der EU und ihrem
Beaufragten Michel Barnier
ausgehandelt hat. Ange-
sichts des massiven Wider-
stands im Unterhaus ist of-
fen, ob sie unter den 650 Ab-
geordneten eine Mehrheit
für das Vertragswerk findet.

*
Das Brexit-Paket umfasst ei-
nen knapp 600 Seiten star-
ken Austrittsvertrag. Darin
sind die Bedingungen der
Trennung festgeschrieben –
etwa die Rechte von EU-Bür-
gern in Großbritannien und
Schlusszahlungen des Verei-
nigten Königreichs an die EU
von rund 45 Milliarden Euro.
Vorgesehen ist außerdem ei-
ne Übergangsfrist bis Ende
2020. Sie könnte noch bis En-
de 2022 verlängert werden.
In dieser Zeit soll sich für die
Wirtschaft und die Bürger
beider Seiten praktisch
nichts ändern.

*
Begleitet wird der Vertrag
von der politischen Erklä-
rung über eine sehr enge
Wirtschafts- und Sicher-
heitspartnerschaft nach
dem Brexit. Die könnte ein
Handelsabkommen sowie
eine enge Zusammenarbeit
in bei Verteidigung, Sicher-
heit, Forschung und Klima-
wandel umfassen.

*
Ein besonders umstrittener
Passus des EU-Austrittsver-
trags ist die Notfallregelung
zur künftigen Grenze zwi-
schen Irland und Nordirland,
der sogenannte Backstop.
Diese Auffanglösung soll ei-
ne harte Grenze zwischen
Nordirland und Irland ver-
meiden, falls nach einer
21-monatigen Übergangs-
frist immer noch keine Lö-
sung gefunden ist – in dem
Fall würde Nordirland auf ei-
nigen Gebieten enger mit
der EU verbunden bleiben als
das restliche Großbritan-
nien. Dies stößt bei den Bre-
xiteers in Mays konservati-
ver Partei auf erbitterten
Widerstand. Auch die nord-
irische Democratic Unionist
Party (DUP), auf deren Un-
terstützung Mays Minder-
heitsregierung im Parla-
ment angewiesen ist, lehnt
den Backstop ab. Die zehn
Abgeordneten der protes-
tantischen und ultrakonser-
vativen Partei haben bereits
angekündigt, gegen das Bre-
xit-Abkommen in seiner jet-
zigen Form zu stimmen – ei-
nen Sturz Mays wollen sie
aber nicht unterstützen.
Ziel sei es nur, einen besse-
ren Deal zu erreichen, sagte
DUP-Vize Nigel Dodds. Auf
der Suche nach Wegen,
doch noch eine Zustim-
mung für ihren Brexit-Plan
im Unterhaus zu finden, er-
klärte May in der BBC, der
Backstop werde nicht auto-
matisch in Kraft treten. Sie
stellte den Abgeordneten ei-
ne Mitwirkung an der Ent-
scheidung in Aussicht.

*
Unterstützung bekam May
von dem Liberaldemokraten
Stephen Lloyd. Er trat als
Whip (Einpeitscher) seiner
Partei zurück, um für den
Brexit-Deal stimmen zu
können. Die Whips sorgen
für Fraktionsdisziplin bei
wichtigen Abstimmungen.

*
Wird das Abkommen abge-
lehnt, drohen drastische
Folgen für alle Lebensberei-
che. Auch ein Rücktritt
Mays, eine Neuwahl oder ein
zweites Brexit-Referendum
sind möglich. aw

„Merkel könnte den Brexit abwenden, wenn...“
INTERVIEW Hans-Werner Sinn über Großbritanniens EU-Austritt und Folgen für Deutschland

belastet werden. Das würde
Handelsketten zerschneiden
und zerstören. Es würde sich
eine neue Struktur der Wirt-
schaft ergeben – mit erhebli-
chen Übergangsproblemen.
Auch langfristig hätten alle
Beteiligten erhebliche Nach-
teile, weil die Vorteile der in-
ternationalen Arbeitsteilung
verloren gehen.

Was kann die Bundesre-
gierung tun, um Schadens-
begrenzung zu betreiben?

Die Regierung in Berlin hätte
das Brexit-Thema von vorne-
herein ernster nehmen und
für den Verbleib der Briten in
der EU kämpfen müssen. Ich
habe davon bislang nichts ge-
sehen. Im Wesentlichen
herrschte Lethargie. Das muss
sich ändern. Die Bundeskanz-
lerin sollte in einem letzten
großen Schritt – und damit
könnte sie in die Geschichts-
bücher eingehen – den Briten
jenen Vorschlag machen, von
dem ich zuvor sprach, und den
anderen EU-Ländern nahele-
gen, ihn anzunehmen. Ich
glaube nämlich, der Kladdera-
datsch bei einem ungeordne-
ten Brexit schreckt doch viele
ab. Dann wäre die Möglichkeit
gegeben, das britische Volk in
einem zweiten Referendum
zu überzeugen, doch dabeizu-
bleiben. Inzwischen ist eine
Mehrheit der Briten ohnehin
schon für den Verbleib in der
EU. Interview: Alexander Weber

dem Arbeitsverhältnis zusam-
menhängen, sollten vom EU-
Heimatstaat erbracht werden,
weil der Heimatstaat das Ver-
sicherungskollektiv ist, dem
man entstammt. Eine Sanie-
rung der heimischen Versi-
cherungskollektive zu Lasten
der derzeit noch funktionsfä-
higen Sozialstaaten der EU
sollte man ausschließen. Eine
solche Regelung würde im Üb-
rigen die allerletzte Chance
bieten, um den Brexit noch ab-
zuwenden. Sollte das Unter-
haus morgen den Rückfall-
Vertrag ablehnen, den Pre-
mierministerin May ausge-
handelt hat, was ich nicht für
unwahrscheinlich halte, ist
das Rennen ja noch einmal of-
fen. Dann könnte man den Bri-
ten ein Angebot machen, das
sie nicht ablehnen können.

Großbritannien ist
Deutschlands viertgrößter
Exportmarkt. Wie hart trift
uns der Brexit wirtschaft-
lich?

Er trifft uns extrem. Industrie-
güter werden ja heute in einer
verflochtenen Wirtschafts-
struktur hergestellt. Ein Gut
kreuzt als Vorprodukt die
Grenzen mehrfach, bevor es
beim Verbraucher landet. In-
sofern würde eine Zollgrenze
zwischen Großbritannien
und Deutschland eine Kaska-
denwirkung bei den Zöllen
entfalten, weil die arbeitstei-
lig erzeugten Güter mehrfach

Sozialleistungen aufteilen: in
erarbeitete und ererbte Leis-
tungen.

Was ist darunter zu verste-
hen?

Die erarbeiteten Leistungen
sollten vom Gastland gezahlt
werden, die ererbten vom Hei-
matland. Unter den erarbeite-
ten Leistungen verstehe ich
Leistungen der Renten-, Kran-
ken-, Unfall- und Arbeitslosen-
versicherung, die man selbst
bezahlt. Unter den ererbten
Leistungen verstehe ich die
steuerfinanzierten Leistun-
gen wie z.B. eine Sozialhilfe
für gering Qualifizierte, die
keine Arbeit finden, für chro-
nisch Kranke, für behinderte
Personen oder auch für Kin-
der, die im Ausland verblei-
ben. Leistungen, die nicht mit

Infrastruktur. Der erste An-
reiz ist sinnvoll, weil die da-
durch induzierte Migration
die Wirtschaftskraft Europas
erhöht, der zweite Anreiz ist
falsch, denn er resultiert aus
einem Geschenk, das der
Club, in den man eintritt, den
Neumitgliedern macht, ohne
dass sie dafür bezahlen müs-
sen. Das Geschenk verfälscht
die Migrationsentscheidung
und ist für die vorhandene
Bevölkerung nachteilig, weil
die öffentliche Infrastruktur
überlastet wird und die Sozi-
alsysteme mehr Geld ausge-
ben müssen.

Wie kann man das anders
regeln?

Wir müssen die Magnetwir-
kung der Sozialstaaten redu-
zieren. Dazu würde ich die

30 Prozent ab und verliert die
Sperrminorität, während die
mediterrane Gruppe auf 43
Prozent hochgeht. Das muss
dringend geändert werden.
Deutschland kann es nicht
hinnehmen, dass die Sperr-
minoritätsklausel so bleibt,
wie sie ist.

Was ist mit dem Thema
Migration?

Ein Grund für die Brexit-Ent-
scheidung der Briten war das
Thema innereuropäische Mi-
gration. Man muss überle-
gen, ob die Gründe der Briten
für ihre Austrittsentschei-
dung nicht doch legitim sind,
weil sie ein Problem der EU
aufzeigen. Die britische Re-
gierung hatte bei den Ver-
handlungen ja gewollt, dass
eine verzögerte Integration
von EU-Immigranten in das
britische Sozialsystem er-
möglicht wird. London argu-
mentierte, Großbritannien
sei ein Sozialmagnet.

Ist das Argument korrekt?
Ja. Migranten kommen, weil
es ihnen im Zielland besser
geht als im Heimatland. Und
zwar aus zwei Gründen. Ers-
tens verdienen sie einen hö-
heren Lohn. Und zweitens er-
halten sie bessere Sozialleis-
tungen sowie weitere staatli-
che Leistungen in Form eines
besseren Rechtssystems, ei-
nes besseren öffentlichen
Schutzes oder einer besseren

Einen Tag vor der histori-
schen Abstimmung über den
Brexitvertrag im Unterhaus
zwischen der EU und der Re-
gierung von Theresa May ist
die Zukunft ungewiss. Fällt
der Vertrag im Parlament
durch? Hat der Exit vom Bre-
xit noch eine Chance? Wie
würde sich der Brexit auf die
Rest-EU und Deutschland aus-
wirken? Darüber sprachen
wir mit dem früheren Präsi-
denten des ifo-Instituts, Prof.
Hans-Werner Sinn.

Vorausgesetzt, es passiert
nicht noch ein Wunder,
wird mit Großbritannien
Ende März 2019 die zweit-
größte Volkswirtschaft die
EU verlassen. Welche Di-
mension hat der Brexit für
die verbleibende 27er-Uni-
on?

Das Vereinigte Königreich ist
so groß wie die 19 kleinsten
EU-Länder zusammen. Sein
Austritt ist also wirtschaftlich
gleichbedeutend mit dem
Austritt von 19 der 28 EU-Län-
der. Die Vorstellung, man
könne zur Tagesordnung
übergehen, weil der Brexit
ein Nichtereignis sei, ist ab-
surd. Die Nachkriegsordnung
wird erschüttert.

Sie haben einmal gesagt,
nach dem Brexit dürfe in
der EU kein Stein auf dem
anderen bleiben. Welche
Konsequenzen muss die
EU ziehen?

Die erste Konsequenz aus
deutscher Sicht ist, dass die
Sperrminoritätsklausel im
EU-Ministerrat, die im Ver-
trag von Lissabon verankert
ist, geändert werden muss.
Diese Klausel besagt, dass Be-
schlüsse von einer Länder-
gruppe, die 35 Prozent der Be-
völkerungsgruppe auf sich
vereint, blockiert werden
können. Bisher war es so,
dass die – ich nenne sie mal –
Nordländer, also Großbritan-
nien, Holland, Deutschland,
Österreich und die Länder bis
ganz hoch in den Norden, 39
Prozent der Bevölkerung auf
sich vereinigten, während die
mediterranen Länder auf 38
Prozent kamen. Beide Grup-
pen hatten also eine Sperrmi-
norität, es war ein Gleichge-
wicht der Kräfte. Man konnte
nichts durchsetzen, was ei-
ner der Gruppen missfiel.

Diese „innere Balance“
ginge also verloren?

So ist es. Ohne die Briten
rutscht die Nordgruppe auf

Prof. Hans-Werner Sinn
ehemaliger ifo-Präsident

Am 22. Januar 1972 wurden im Brüsseler Palais d’Egmont
die Beitrittsverträge unterzeichnet. In der Mitte am
Tisch der konservative Premierminister Edward Heath.

Berliner Lethargie statt Kampf gegen den Brexit? Premierministerin Theresa May und Bundeskanzlerin Angela Merkel. FOTO: REUTERS

„Bloß kein Brexit ohne Deal!“
Deutsch-Briten in Bayern vor der Abstimmung im Unterhaus zwischen Hoffen und Bangen

den. Hoffnung macht den
deutschen Briten, dass die
Möglichkeit eines zweiten Re-
ferendums wieder in den Fo-
kus rückt, der Brexit als noch
abgewendet werden kann.

Wermutstropfen aus Sicht
der Kontinental-Briten: Viele
von ihnen dürfen bei Wahlen
und Referenden nicht mit ab-
stimmen, weil sie seit mehr
als 15 Jahren keinen Wohn-
sitz in Großbritannien haben.
Immerhin sind das 1,2 Millio-
nen in Europa. Egal, wie die
Abstimmung morgen aus-
geht: Diese Woche treffen
sich Bayerns Briten zum
Stammtisch. Nach dem Vo-
tum. Zum Mutmachen. Oder
zum Trösten. A. WEBER

ren Fall, bei einem Brexit mit
Deal eine Tatsache.“ Will sa-
gen: Von einem harten Brexit
ganz zu schweigen. „Das
Schlimmste wäre für uns der
,No Deal‘, weil wir dann Dritt-
staatler ohne Residenz- und
Arbeitsrecht wären, ohne So-
zial- und Krankenversiche-
rung“, befürchtet sie.

Viele Briten suchen ihr Heil
in einem deutschen Pass. Wa-
ren 2015 nur 564 Ausweise an
Bürger des Vereinigten Kö-
nigreichs ausgestellt worden,
waren es 2017 schon 7493.
Auch setzt man seine Hoff-
nung auf die deutsche Regie-
rung. Dort arbeite man be-
reits an Notfalllösungen, um
individuelle Härte zu vermei-

oder in der Wirtschaft, es sei
Teil der Karriereplanung, ein
paar Jahre im Ausland zu le-
ben und zu arbeiten.

Auch das „Withdrawal
Agreement“ grenze die Bri-
ten in Deutschland stark ein.
Wenn ein britischer Inge-
nieur bei BMW nach Belgien
oder Polen geschickt werden
soll, werde er behandelt wie
ein Drittstaatler, so Jones.
Auch Freiberufler – Musiker,
Übersetzer und Unternehmer
– werden Probleme bekom-
men, weil sie nicht mehr eu-
ropaweit ihre Dienste anbie-
ten dürfen. Diese Eingren-
zung der Freizügigkeitsrech-
te ist die größte Sorge. „Und
das wäre bereits im günstige-

den. Wenn zum Beispiel die
Eltern auf der Insel krank
würden und man nach Hause
möchte, um sie zu pflegen,
könnte das schwierig wer-
den.“ Viele Briten in Deutsch-
land arbeiteten in gut bezahl-
ten Jobs in der Forschung

wenn sie der Abstimmung im
britischen Unterhaus am
morgigen Dienstag entgegen-
blickt. „Auch im Austrittsver-
trag mit der EU gibt es noch
Lücken, die vielen von uns
Sorgen bereiten“, erzählt Ali-
son Jones im Gespräch mit
unserer Zeitung. „Viele Briten
sind hier sehr gut integriert–
so gut, dass sie mit deutschen
Partnern verheiratet sind.
Laut Vertrag wird es aber
nicht so einfach sein, mit
dem deutschen Partner zu-
rück nach Großbritannien zu
ziehen. Denn die Rückkehr
mit Partner ist dann nicht
mehr ein Recht, sondern an
strenge Konditionen verbun-
den und muss beantragt wer-

München – Die Hoffnung
stirbt zuletzt. Auch bei den
britischen Bürgern in Bayern.
Nach dem Schock des Brexit-
Referendums im Juni 2016
haben sie begonnen, sich zu
organisieren und sich im Ja-
nuar 2017 zum Verein „Bri-
tish in Germany“ zusammen-
geschlossen, um ihre Interes-
sen im Falle des Austritts
Großbritanniens aus der EU
zu vertreten. Knapp über
18 000 Briten leben in Bay-
ern, rund 6000 im Raum
München. Eine davon ist Ali-
son Jones, eine IT-Fachfrau,
überzeugte Europäerin und
Brexit-Gegnerin.

Auch sie schwankt zwi-
schen Hoffen und Bangen,

Alison Jones – Britin in Bayern.

3 Münchner Merkur Nr. 284 | Montag, 10. Dezember 2018IM BLICKPUNKT Telefon (089) 53 06-410
blickpunkt@merkur.de


